
Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/10512 bis 17/10518 sowie 17/10533 werden
in die zuständigen federführenden Ausschüsse ver-
wiesen. 

Ich gebe nun das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung des Dringlichkeitsantrags der Abgeordneten
Kreuzer, Freller, Schreyer-Stäblein und andere und
Fraktion (CSU) betreffend "Stellenabbau bei Siemens
– Neue Perspektiven für die betroffenen Standorte
schaffen", Drucksache 17/10531, bekannt. Mit Ja
haben 144 gestimmt, mit Nein hat niemand gestimmt.
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag einstimmig angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4 – Zuruf von
der SPD: Und dafür haben wir eine Namentliche
gemacht!)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Antrag der Abgeordneten Herbert Woerlein, Horst
Arnold, Florian von Brunn u. a. (SPD)
Verbot des Tötens männlicher Eintagsküken,
Entwicklung tragfähiger Vermarktungskonzepte
für Legehennenbrüder und Förderung der Zucht
von Zweinutzungshühnern (Drs. 17/9403)

Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass hierzu bereits
namentliche Abstimmung beantragt worden ist. – Ich
eröffne die Aussprache und weise darauf hin, dass die
Redezeit 24 Minuten beträgt. Erster Redner ist der
Kollege Woerlein.

(Dr. Thomas Goppel (CSU): Kann man da den
Rechtschreibfehler ausbessern?)

– Das wird doch wohl mit einem harten "t" geschrie-
ben, wie wir Franken sagen?

Herbert Woerlein (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Frau Staatsministerin Scharf,
werte Kolleginnen und Kollegen! Jährlich werden in
Deutschland rund 50 Millionen männliche Küken ohne
Betäubung durch Vergasen oder Schreddern getötet.
Dies geschieht aus rein wirtschaftlichen Gründen;
denn die Legehennenbrüder setzen im Vergleich zu
den Masthühnern nur sehr langsam Fleisch an, so-
dass sich die Mast vermeintlich nicht lohnt.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Bundesrat
einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Tierschutz-
gesetzes eingereicht, um dieses Töten von Küken aus
wirtschaftlichen Gründen zu verbieten. Der Bundesrat
stimmte am 25. September 2015 dem Gesetzesan-
trag mit großer Mehrheit zu und hat diesen an den
Bundestag weitergeleitet. Die SPD-Fraktion im Land-
tag begrüßt die Bundesratsinitiative ausdrücklich und

fordert im ersten Teil des Antrags die Staatsregierung
dazu auf, sich auf Bundesebene erstens für ein Ver-
bot des Kükentötens einzusetzen und zweitens ein
Lebensrecht der Legehennenbrüder zu ermöglichen.

Herr Kollege Flierl, Herr Kollege Beißwenger, Sie
haben in der Sitzung des Umweltausschusses vom
4. Februar 2016 die Auffassung vertreten, dass sich
die Hauptforderung unseres Antrags bereits erledigt
habe, da Bundeslandwirtschaftsminister Christian
Schmidt angekündigt habe, das Kükentöten 2017 zu
beenden. Ich muss diese Darstellung berichtigen. Die
Ankündigung des Bundeslandwirtschaftsministers ist
sehr erfreulich. Nur: Wie der Minister dieses Ziel kon-
kret bis 2017 erreichen will, sagt er nicht. Fakt ist,
dass sich Herr Schmidt explizit gegen ein Verbot aus-
gesprochen hat.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Hört, hört!)

Er setzt auf einen anderen Weg, nämlich auf ein tech-
nisches Verfahren, das die Geschlechtsbestimmung
schon im Ei ermöglicht. Damit soll zukünftig das Aus-
brüten und Schlüpfen männlicher Küken verhindert
werden. Das Kükentöten hätte sich dann automatisch
erledigt. Nach Ansicht des Ministers wäre dann eine
Änderung des Tierschutzgesetzes nicht mehr nötig,
und der Gesetzentwurf des Bundesrats liefe ins
Leere.

Meine Damen und Herren, der Ansatz des Ministers,
nicht die Küken, sondern bereits die Eier mit einem
männlichen Embryo zu vernichten, verhindert nicht,
dass die männlichen Tiere weiterhin als wertlos und
als Abfall betrachtet werden. Das ist aus ethischen
Gründen und im Sinne des im Grundgesetz veranker-
ten Staatsziels des Tierschutzes nicht verantwortbar.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist unser Hauptanliegen mit der Ankündigung
des Bundeslandwirtschaftsministers nicht erledigt.
Weder will Herr Schmidt ein Verbot noch will er das
Lebensrecht der männlichen Küken schützen.

Meine Damen und Herren, wie Sie wissen, hat nach
Strafanzeige der Tierschutzorganisation PETA die
Staatsanwaltschaft Münster Mitte Februar erstmals
Klage gegen eine Brüterei wegen des massenhaften
Tötens männlicher Eintagsküken erhoben. Die Klage
wurde heute vor einer Woche am Mittwoch, dem
9. März 2016, vom Landgericht Münster mit der Be-
gründung abgewiesen, es gebe keine ausreichende
Grundlage für eine Beurteilung. Wenn eine jahrzehn-
telange Praxis strafrechtlich anders bewertet werden
solle, so die Richter, müsse der Gesetzgeber, also wir,
aktiv werden. Die Richter verwiesen außerdem auf die
Tierschutzschlachtverordnung aus dem Jahr 2012, die
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